Geſetz „Sammlung 
| für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


(Nr. 7361.) Geſetz, betreffend die fernere Geltung der Verordnung vom 30. Mai 1849. 
(Geſetz Samml. S. 205.) für die Wahlen zum Hauſe der Abgeordneten 
in den durch die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866. 
mit der Preußiſchen Monarchie vereinigten Landestheilen. Vom 11. 
März 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 
ü Sek 

Bis zum Erlaſſe des im Artikel 72. der Verfaſſungs⸗Arkunde vorbehal⸗ 
tenen Wahlgeſetzes erfolgen die Wahlen zum Hauſe der Abgeordneten in den 
durch die Geſetze vom 20. September und 24. Dezember 1866. mit der Preußi⸗ 
ſchen Monarchie vereinigten Landestheilen auf Grund der Verordnung vom 30. 
Mai 1849. (Geſetz⸗Samml. S. 205.) und des Artikels 2. der Verordnung vom 
14. September 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 1482.) mit Ausſchluß der durch den 
K. 4. des Geſetzes vom 27. Juni 1860. (Geſetz⸗Samml. S. 357.) aufgehobenen 


Vorſchriften wegen der Wahlbezirke und Wahlorte $$. 2. 3. und 26. am Ende, 
und unter nachſtehenden Maaßgaben. 


i . „ 
Zu $. 5. der Verordnung vom 30. Mai 1849. 

1) In Arwahlbezirken, welche ganz oder theilweiſe aus Inſeln beſtehen, 
kann je nach der Oertlichkeit und dem f ne von einer Wahl⸗ 
verfammlung für den ganzen Bezirk abgeſehen und können Wahlverſamm⸗ 
lungen für einen Theil deſſelben oder für jede einzelne Inſel angeſetzt 
werden. 

Zu F. 10. der Verordnung. 


2) Bis die neu zu veranlagende Grundſteuer zur Erhebung kommt, ſind in 
der Provinz chleswig⸗Holſtein bei der Bildung der Wahlabtheilungen 
Jahrgang 1869. (Nr. 7361—7862) 64 als 


Ausgegeben zu Berlin den 25. März 1869. 


= m — 
als Grundſteuer die Landſteuer und die Kontribution, ſoweit dieſelben 
noch fortzuentrichten find, in Anrechnung zu bringen. Denſelben treten 
in gleichem Umfange die unter den ſogenannten ſtehenden Gefällen be⸗ 
findlichen Beträge, welche den Karakter einer direkten Staatsſteuer an 
ſich tragen, hinzu, ſobald die Ausſonderung derſelben 8 55 F. 4. der 
Verordnung vom 28. April 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 543.) erfolgt 
ſein wird. 
§. 3. 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen, insbe⸗ 


ſondere die Beſtimmung der mit den Wahlangelegenheiten zu beauftragenden 
Behörden, hat das Staatsminiſterium im Wege des Reglements zu erlaſſen. 


5 Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
= Königlichen Inſiegel. 
En Gegeben Berlin, den 11. März 1869. 


(. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roo n.“ 
Gr. v. Itzenplitz, v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. 


(Nr. 7362.) Geſetz über die Anſtellung im höheren Juſtizdienſte. Vom 12. März 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen de. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den ganzen Umfang 
Unſerer Monarchie, was folgt: 


Wer in einem Landestheile Unſerer Monarchie nach den dort geltenden 
Beſtimmungen die Befähigung erlangt hat, das Amt eines Richters bei einem 
Kollegialgerichte zu bekleiden, kann in allen Landestheilen Unſerer Monarchie als 
Richter, Rechtsanwalt (Advokatanwalt, Advokat) oder als Beamter der Staats⸗ 
anwaltſchaft ede werden. 5 

Auf Fälle der Verſetzung im Wege der Disziplinarſtrafe findet dieſe Vor⸗ 
ſchrift keine Anwendung, vielmehr bleiben in dieſer Beziehung die beſtehenden 
Vorſchriften in Kraft. a 

Daſſelbe gilt für die Angehörigen der Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont, 
welche dieſe Befähigung nach den bisher dort geltend geweſenen Beſtimmungen 
bis zum 1. Januar 1869. und, von da an, nach den in einem Preußiſchen 
Landestheile geltenden Geſetzen erworben haben. 5 52 


Zur Anſtellung als Mitglied eines Appellattonsgerichts iſt erforderlich, 
daß der Beamte mindeſtens vier Jahre als etatsmäßiger Richter oder Beamter 
der Staatsanwaltſchaft oder als Rechtsanwalt (Advokat, Advokatanwalt) an⸗ 
geſtellt geweſen iſt. i 952 


Zur Anſtellung als Mitglied des Obertribunals iſt erforderlich, daß der 
Beamte mindeſtens vier Jahre als vortragender Rath im Juſtizminiſterium, als 
Mitglied eines Appellationsgerichts, als Präſident oder Kammerpräſident bei 
einem Landgerichte, als Präſident oder Vizepräſident bei einem Obergerichte, als 
Direktor eines Stadt- oder Kreisgerichts, als Ober⸗ Staatsanwalt, General⸗ 
prokurator, Generaladvokat oder Oberprokurator angeſtellt geweſen iſt. \ 

Mitglieder der in den neu erworbenen Landestheilen früher beſtandenen 
Ober ⸗Appellationsgerichte können ohne Rückſicht auf die Dauer ihrer Amtsthätig⸗ 
keit als Mitglieder des Obertribunals angeſtellt werden. 

Ingleichen können während eines Zeitraums von zehn Jahren, angerechnet 
vom Tage der Publikation dieſes Geſetzes, Mitglieder der in den neu erworbenen 
Landestheilen beſtandenen oder beſtehenden Appellations⸗ oder Obergerichte, welche 
ſeit Eintritt in dieſe Gerichte acht Jahre lang etatsmäßige Richter geweſen find, 
ohne Rückſicht auf die beſonderen Vorausſetzungen des erſten Abſatzes dieſes 
Paragraphen als Mitglieder des Obertribunals angeſtellt werden. 


H. 4. 

Bis zur Vereinigung des Ober⸗Appellationsgerichts zu Berlin mit dem 
Obertribunal ſind die Vorſchriften des §. 3. auch für die Anſtellung als Mitglied 
dieſes Ober⸗Appellationsgerichts maaßgebend. 

5 H. 5. 

Wer mindeſtens vier Jahre die Stelle eines ordentlichen Profeſſors der 
juriſtiſchen Fakultät bei einer inländiſchen Univerſität bekleidet hat kann zum 
Mitgliede eines jeden Gerichts ernannt werden, ohne daß die Ablegung der für 
Richter vorgeſchriebenen Prüfung oder für die Ernennun zum Mitgliede eines 
Appellationsgerichts, des Obertribunals oder des Ober⸗ ppellationsgerichts die 
vorgängige Anſtellung bei einem anderen Gerichte erforderlich iſt. 


7 Ge 
Alle dieſem Geſetze entgegenftehenden Beſtimmungen werden aufgehoben. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und idem 
Königlichen Inſiegel. i f 
Gegeben Berlin, den 12. März 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
| ie Leonhardt. 


(Nr. 7362-7364.) N 6a (Nr, 7303.) 


SM - 


(Nr. 7363.) Geſetz wegen Einführung kürzerer Verjährungsfriſten im Bezirk des Appellations⸗ 
gs gerichts in Frankfurt a. M. Vom 13. März 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Käufer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 

F. 1. 


Die Verordnung vom 6. Juli 1845. wegen Einführung kürzerer Ver⸗ 
jährungsfriſten für die Landestheile, in welchen noch gemeines Recht gilt, tritt 
auch für den Bezirk des Appellationsgerichts in Frankfurt a. M. in Kraft. 


8 | | 


An die Stelle des im F. 7. Abſatz 1. der gedachten Verordnung beſtimm⸗ 
ten Zeitpunktes tritt der 31. Dezember 1869. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 


Gegeben Berlin, den 13. März 1869. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 


Gr. v. Itzenplitz. v. Mühle r. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
RER Leonhardt. 1 


(Nr. 7364). Geſeh, betreffend die Eide der Juden, Vom 15. März 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen . 4 
verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages, für den ganzen Um⸗ 1 
fang der Monarchie, einſchließlich des Jadegebiets, was folgt: x 

Die Eide der Juden werden mit der Eingangsformel: „Ich ſchwöre bei 


Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden!“ und mit der Schlußformel: „So 
wahr mir Gott helfe“ geleiſtet, von Männern unter Erhebung der rechten Hand, 


von Frauen unter Auflegung dieſer Hand auf die Bruſt. 


9.2 


— 486 
. H. 2. 
Die Belehrung über die Wichtigkeit des Eides und die Eidesabnahme 
ſelbſt erfolgt durch die für letztere je nach der Art des Eides zuftändige Behörde. 

§. 3. 
Inwiefern hierbei ein Rabbiner oder jüdiſcher Gelehrter zuzuziehen, bleibt 
dem Ermeſſen der Behörde anheimgeſtellt. f 
$. 4. 
Die für die Eidesleiſtung der Juden eingeführten ſonſtigen beſonderen 
Förmlichkeiten und Vorſchriften werden aufgehoben. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 15. März 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bis marck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
N Leonhardt. 


(Nr. 7365.) Geſetz, betreffend das Civilprozeß⸗Verfahren im Geltungsbereiche der Verord— 
nung vom 24. Juni 1867. (Geſetz Samml. S. 885.). Vom 15. März 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für die Landestheile, in welchen die 1 vom 24. Juni 1867. 
über das Verfahren in Civilprozeſſen (Geſetz-Samml. S. 885.) Geltung hat, 
mit Zuſtimmung der beiden Häuser des Landtages Unſerer Monarchie, was folgt: 


F. 1. 
Die Amtsgerichte find zuftändig: 

1) in Konkurſen für die Entſcheidung auch derjenigen Rechtsſtreitigkeiten, 
welche ihrem Gegenſtande nach nicht der Zuſtändigkeit der Amtsgerichte 
unterliegen, 

2) ohne Rückſicht auf den Werth des Gegenſtandes für das geſammte, die 
Zwangsverſteigerung unbeweglicher Sachen betreffende Verfahren, ein⸗ 
ſchließlich der Entſcheidung über die Ertheilung des Zuſchlags und des 
Vertheilungsverfahrens, ſowie einſchließlich der Entſcheidung ſolcher Rechts⸗ 

(Nr, 7364-7365.) ſtrei⸗ 


wo 


ſtreitigkeiten, welche über die Richtigkeit oder das Vorzugsrecht eines 
angemeldeten Anſpruchs entſtehen. 


2. 


Im Bezirke des Appellationsgerichts in Kaſſel ſind die Amtsgerichte zu⸗ 
ſtändig ohne Rückſicht auf den Werth des Gegenſtandes: 

J) für das durch das Kurheſſiſche Geſetz vom 14. Juli 1853. §§. 2. ff. 
zum Zweck der Aenderung und Löſchung der in den Generalwährſchafts⸗ 
und Hypothekenbüchern ſich findenden Einträge vorgeſchriebene Verfahren , 
mit Ausſchluß jedoch der im Falle des F. 6. daſelbſt zu eröffnenden 
Spezialprozeſſe, wenn dieſelben nach ihrem Gegenſtande zur Zuſtändigkeit 
des Kreisgerichts gehören / 

2) für das durch das Kurheſſiſche Geſetz vom 23. Oktober 1865., die Ge⸗ 
währ für Mängel von Hausthieren betreffend, in den . 4. ff. an⸗ 
geordnete Anzeigeverfahren, mit Ausſchluß der im H. 9, daſelbſt bezeich⸗ 
neten Klagen, wenn dieſelben nach ihrem Gegenſtande zur Zuſtändigkeit 
des Kreisgerichts gehören 

3) für das Verfahren über Abtretung zu öffentlichen Zwecken und zu Eiſen⸗ 
bahnen nach Maaßgabe der Kurheſſiſchen Geſetze vom 30. Oktober 1834. 
und vom 2. Mai 1863. mit Ausſchluß des in letzterem (F. 23.) vor⸗ 
behaltenen gewöhnlichen Rechtsweges, wenn ſolcher wegen eines die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Kreisgerichts begründenden Gegenſtandes beſchritten wird. 


§. 3. 

Hat ein Amtsgericht vor dem Zeitpunkt, wo dieſes Geſetz in Wirkſamkeit 
tritt, eine gerichtliche Handlung vorgenommen, für welche die $$. 1. und 2. die 
Amtsgerichte für zuſtändig erklären, ſo kann dieſe Handlung nicht wegen Unzu⸗ 
ſtändigkeit angefochten werden. 5 | 

F. 4. 


Iſt in einer bei einem Amtsgerichte anhängig gewordenen Civilprozeßſache 
die Unzuſtändigkeit des Amtsgerichts oder in einer bei einem Kreisgerichte an⸗ 
hängig gewordenen Cwilprozeßſache die Unzuſtändigkeit des Kreisgerichts auf 
Grund der geſetzlichen Vorſchriften über die ſachliche Zuſtändigkeit der Amts⸗ und 
Kreisgerichte endgültig feſtgeſtellt, fo kann ſich in dem erſten Falle das Kreis⸗ 
gerichk, in dem letzten Falle das Amtsgericht auf Grund jener Vorſchriften nicht 
für unzuſtändig erklären. 

Die Akten ſind von dem Gerichte, deſſen Unzuſtändigkeit feſtgeſtellt iſt, 
zum weiteren Verfahren an das andere Gericht abzugeben, bei welchem letzteren 
Gerichte die Sache mit dem Zeitpunkte als anhängig geworden anzuſehen iſt, in 
welchem ſie bei dem erſteren Gerichte anhängig wurde. R 


$. 5. 
Das ne eines Kreisgerichts kann nicht aus dem Grunde angefoch⸗ 
ten Werden, weil die uſtändigkeit eines Amtsgerichts begründet geweſen Pi 4 


= = 
en 


Wenn in einer bei einem Amtsgerichte aun Civilprozeßſache in 
Folge des Vorbringens einer Partei der an ſich dergeſtalt erhöht, 
daß der Werth deſſelben die für die Zuſtändigkeit des Amtsgerichts maaßgebende 
Summe überſteigt, ſo hat das Amtsgericht ſeine Unzuſtändigkeit auszusprechen 
und die Sache an das Kreisgericht zu verweiſen. 

Die Beſtimmungen des zweiten Abſatzes des §. 4. kommen auch in dieſem 
Falle zur Anwendung. a 


§. 7. 
Auf die Rechtsmittel, welche zuläſſig ſind: 
1) gegen Agnitionsbeſcheide, 
2) gegen Vergleichsbeſcheide, 
3) N (§. 49. der Verordnung vom 24. Juni 
7 
4) gegen die ein Eideserkenntniß ergänzenden Purifikationsbeſcheide, 
5) gegen die eine Konkurseröffnung ausſprechenden Erkenntniſſe, 
6) gegen die in der Exekutionsinſtanz erlaſſenen Erkenntniſſe, insbeſondere 
auch gegen die Zuſchlagsbeſcheide, 
finden die Beſtimmungen unter Nr. 5. und 6. des $. 87. der Verordnung vom 
24. Juni 1867. mit der Abweichung Anwendung, daß die Friſt zur Anmeldung 
und Rechtfertigung der Appellation, der Reviſion und Nichtigkeitsbeſchwerde, 
ſowie zur Anbringung des Rekurſes und der Beantwortung der Rekursbeſchwerde 
vierzehn Tage beträgt. 
Wenn das Rechtsmittel der Appellation der vorſtehenden Beſtimmung 
unterlag, ſo gilt dieſe auch für das gegen das Appellations⸗Erkenntniß zuläſſige 
Rechtsmittel. d 


$ 8. 

Prozeßvollmachten für Rechtsanwalte bedürfen keiner Beglaubigung der 
Unterſchrift des Vollmachtgebers, ſofern dieſer des Schreibens kundig iſt. 

Auf Verlangen des Gegners hat ſich jedoch der Rechtsanwalt durch eine 
öffentliche Urkunde über feine Legitimation auszuweisen. a 

Für die höhere Inſtanz iſt die Beibringung einer neuen Vollmacht nicht 
erforderlich, wenn die Vollmacht erſter Inſtanz zugleich auf die Prozeßführung 
in der höheren Inſtanz ausgedehnt iſt. 


$. 9. 

5 Die zu der Zeit, in welcher dieſes Geſetz in Geltung tritt, bei anderen, 
als den nach der Beſtimmung deſſelben zuſtändigen Gerichten anhängigen Sachen 
ſind an die letzteren Gerichte zum weiteren Verfahren abzugeben. 5 

(Nr. 7365.) er 


Uebunbtich unter Unferer Sröfigabinign Untere und b. 
Königlichen Inſiegel. g 968 | 
eee ee den 15. März 1869 5 


(L. S.) „ 


© Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
i Leonhardt. f 


